Grüne: Landesregierung muss Weservertiefung ablehnen

Vorhaben ist wirtschaftlicher Unsinn und geht zu Lasten der Wesermarsch

Die niedersächsische Landesregierung muss die vom Land Bremen geplante Weservertiefung ablehnen, fordern die Grünen. Das Vorhaben sei ökonomisch unsinnig und verursache erhebliche Folgeschäden, heißt es in einem Entschließungsantrag, den die Grünen in die September-Sitzung des Niedersächsischen Landtages einbringen werden. 

„Vor allem in der Wesermarsch gefährdet eine weitere Weservertiefung in erheblichem Maße Arbeitsplätze in Fischerei, Tourismus und Landwirtschaft. Die Zufahrt zum Hafen Fedderwardersiel verschlickt immer stärker. Durch weiter in das Binnenland vordringendes Salzwasser bekommt die Landwirtschaft zunehmend Probleme“, sagte Ina Korter, stellvertretende Vorsitzende der Landtagsgrünen. Durch höher auflaufende Sturmfluten sei außerdem die Deichsicherheit gefährdet, befürchten die Grünen.
Der Kreistag des Landkreises Wesermarsch und der Butjadinger Gemeinderat haben allein die Folgekosten einer Verlandung des Fedderwarder Priels auf 46 Millionen Euro beziffert, so Korter. Deshalb beinhalte eine einstimmig verabschiedete Resolution des Kreistages auch die eindeutige Aufforderung an die Landesregierung, die Weservertiefung abzulehnen.

„Auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist eine weitere Weservertiefung unsinnig“, meint Hans-Joachim Janßen, hafen –und schifffahrtspolitischer Sprecher der Grünen-Fraktion. Mit dem Jade-Weser-Port stünden in absehbarer Zeit ausreichende Hafenkapazitäten für große Containerschiffe in der Region zur Verfügung. Durch eine weitere Vertiefung werde nur die Konkurrenzsituation der norddeutschen Containerhäfen zu Lasten der öffentlichen Haushalte weiter vorangetrieben. Kein deutscher Containerhafen sei bisher kostendeckend, so Janßen

„Wir brauchen in der Hafenpolitik endlich ein abgestimmtes Konzept und keine Länderegoismen zu Lasten des Steuerzahlers und der Natur“, forderte der Grünen-Abgeordnete.
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